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A 

Die rechtliche Natur der Mandate U S 
önyvt? 

Ladislaus Buza, Szeged ( Ü n g a j p ) ^ ^ ^ ^ ' . J J Apr-

j ; 7m 
I h m , 

I. Hinsichtlich der rechtlichen Natur der "Mandatsgebiete bzw. 
der Rechtslage der Mandatsländer begegnet man in der völkerrecht-
lichen Literatur drei abweichenden Ansichten. Die erste erbhckt in der 
Rechtsstellung der Mandatarmacht die Analogie des privatrechthchen 
Mandatars, die zweite die. des Vormundes, die dritte solche des Trustee 
im englischen Privatrecht. Ahe drei Auffassungen stützen sich auf den 
Wortlaut des XX I I . Artikels der Satzung des Völkerbundes, wo die 
Begriffe: Vormundschaft, Mandat, Trust (letzterer nur im englischen 
Original) gleichmäßig gebraucht werden. 

a) Die Analogie des pr ivatrecht l ichen Auftrages (Mandates) 
erblicken in der völkerrechtlichen Institution des Mandates Bileski1), 
Schücking und Wehberg2), Rol in 3 ) , Wr igh t 4), Hatschek8) . 
Auf die Frage, wer der Mandant sei, geben die Anhänger der Mandats-
theorie verschiedene Antworten, so daß auf Grund dessen auch mehrere 
Formen der Mandatstheorie selbst unterschieden werden können. 
Einige6) (Schücking und Wehberg, Bileski7) , Hatschek) be-
trachten den Völkerbund, andere (Rolin) die alliierten und assoziierten 

Bi lesk i : Das Mandat des Völkerhundes. Zeitschrift für Völkerrecht, 
X I I . Bd., 1922, 65 u. ff., und: Die Entwicklung des Mandatsystems, ebenda 
Bd. X I I I . 1924. S. 77 ff. 

2) Schück iag-Wehberg: Die Satzung des Völkerhundes, 2. At f f l^ 
1924, S. 688. I jPS 

3) Ro l i n , H.: Le système des mandats coloniaux. Revue de JcSSit 
international et de législation comparée. 1920 (3. série t. I.), S. 329 IS-. 41 

4) W r i g h t : Sovereignty of the mandates. The American Journal of fiSerS 
national Law, Bd. 17, 1923, S. 691 ff. I g S 

6) Ha t schek : Völkerrecht, 1923, S. 55 ff. J S ^ 
6) W r i g h t s Theorie der geteilten Souveränität, laut welcher di<r®>ru£. 

veränität der Mandatärmacht und dem Völkerbundsrat gemeinschiSiSg 
zusteht, betrachtet ebenfalls den Völkerbund als Mandanten. Er l ® n ä | 
jenen speziellen Fall des Mandates an, bei welchem eine gemeinsamlrAj§Fj 
gelegenheit des Mandanten und des Mandatars den Gegenstand des Mapi&tgg j 
hüdet. fco ==• j 

') B i l esk i (a. a. 0., S. 67) identifiziert den Völkerbund mit <HtjGè-f 
samtheit der Mitgliederstaaten. Dies beruht auf Verkennen der reent9Rihen| 
Natur des Völkerbundes. 1 I 
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I^uptnaä^re°aTslMandOT?^TH'j;mans hingegelW*HfTn seinem, dem 
VölS^bundsrai»^vorgelegtep und von diesem angenommenen Bericht 

•.. dert-£tajui$utfckt eingenosai»e&, daß der Mandatarstaat doppelten Rechts-
titel habe: der eine rühre von. den alliierten und assoziierten Hauptmächten 

_ her, der ahdfe^e vön> VölkeAund1). .», 
ü r Jene, welche die alliierten und assoziierten Hauptmächte als Man-

danten betrachten, berufen sich darauf, daß das Deutsche Reich bzw. 
'»'.die Türkei, auf die Mandatsgebiete zugunsten der alliierten und asso-

ziierten Hauptmächte verziehtet hätten und daß auf Grund dessen die 
Mandatarstaaten von den Hauptmächten bestimmt worden seien2). 

-- Jener Standpunkt, nach dem der Völkerbund Mandant sei, beruft 
sich demgegenüber mit Recht darauf, daß 1. nach Artikel X X I I der 
Satzung die Mandatarstaaten ausdrücklich im Namen des Bundes als 
dessen Mandatare vorgehen, 2. daß die Mandate vom Völkerbundsrate 
bestätigt worden sind, 3. daß der Rat den Text der die Rechte und Pflichten 
der Mandatarmacht bestimmenden Mandate festgestellt hat (statuer, 
define), 4. daß die Aufsicht über die Verwaltung der Mandatsgebiete 
durch den Rat ausgeübt wird. 

Unzweifelhaft ist es, daß die Mandatarmacht nicht als Mandatar 
der Hauptmächte betrachtet werden kann. Wie immer man das von 
den Hauptmächten ausgeübte Bestimmungsrecht qualifizieren möge, 
soviel ist gewiß, daß mit der Ausübung desselben das ganze, auf die Man-
datsgebiete bezügliche Recht der Hauptmächte konsumiert ist und 
daß seither die Hauptmächte in keiner Beziehung die Rechte eines 
Mandanten ausüben. 

Ob aber zwischen dem Völkerbund und dem Mandatarstaat das 
Rechtsverhältnis des Mandates besteht ? 

Das ist außer Zweifel, daß infolge des Mandates zwischen dem Völker-
hund und der Mandatarmacht ein Rechtsverhältnis besteht, das gewisse 
auf Analogie des privatrechtlichen Mandates hinweisende Momente 
aufweist: wie 1. daß die Mandatarmacht verpflichtet ist, die Verwaltung 
nach den vom Völkerbund festgestellten Vorschriften, also quasi nach 
den Weisungen desselben, auszuüben, 2. daß sie von ihrer Tätigkeit dem 
Völkerhund Rechnung legen muß. 

1) Journ. Off.I . annéel920, S.334ff. Ebenso neuestens auch Sehne ide r : 
Das völkerrechtliche Mandat. Schriften des deutschen Auslandsinstitutes. 
Stuttgart 1926, S. 41 ff. 

2) Diejenigen, welche die Mandanteneigenschaft des Völkerbundes 
behaupten, bezweifeln natürlich auch die Rechtmäßigkeit dieser Bestimmung 
Demnach hätte diese Bestimmung vom Völkerhunde vollzogen werden sollen 
Vgl. B i l esk i ; a. a. 0., S. 69 f., Schück ing-Wehberg : a. a. 0., S. 699 f 
Diesen Standpunkt vertritt auch das am 20. November 1920 an den Völker 
bund gerichtete Memorandum der Regierung des Deutschen Reiches (Docu 
ment de l'Assemblée, CVI. La responsabilité de la Société des Nations 
Article 22 du Pacte. Mémorandum du Gouvernement Allemand relatif au 
sort des anciennes Colonies. Genève 1920). 
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Es sind jedoch Momente, bei denen die rechtliche Lage des Völker-
bundes von dem des privatrechtlichen Mandanten verschieden ist. So: 
1. die Hauptmächte haben das Mandat erteilt, der Völkerbund hat das-
selbe nur bestätigt; 2. der Völkerbund kann die Vorschriften des Man-
dates nicht nach Belieben abändern, kann also keine neuen Instruk-
tionen geben; 3. er kann das Mandat nicht beliebig entziehen1); 4. er 
kann die Verwaltung der Mandatsgebiete nicht in eigene Hand nehmen. 

All dies zeigt, daß die Verwaltung der Mandatsgebiete nicht in dem 
Sinne die Angelegenheit des Völkerbundes ist, wie die den Gegenstand 
des Mandates bildende Angelegenheit eine Angelegenheit des Man-
danten ist. Der Völkerbund übt in Bezug auf die Mandatsgebiete gewisse 
nach der Satzimg seiner Kompetenz zugewiesene völkerrechtliche Funk-
tionen, läßt aber nicht eigenes Recht, nicht eigene stäatsgewaltliche 
Funktionen durch die Mandatarmacht ausüben. Das Mandatsgebiet 
ist nicht sein Territorium und das dort ausgeübte Imperium ist nicht 
sein Imperium. Die Rechtsinstitution des Mandates kann natürlich 
modifiziert werden: 1. der Text des Mandates kann abgeändert werden, 
jedoch als Vertrag zwischen dem Völkerbund und der Mandatarmacht, 
nur nach gegenseitigem Übereinkommen beider Parteien; 2. es kann 
auch aufgehoben werden, aber ebenfalls nur mit dem gemeinsamen 
Willen der Parteien; 3. es kann entzogen werden, wenn die Mandatär-
macht den im Rahmen des Mandates getroffenen Beschluß des Völker-
bundes zu vollführen verweigert, da sie hiedurch Vertragsbruch begeht, 
der Vertragsbruch aber gibt im Völkerrecht der anderen Partei das Recht 
zur einseitigen Aufhebung des Vertrages; 4. es kann aufgehoben werden, 
wenn die Mandatarmacht jene Eigenschaft verliert, welche die Vor-
bedingung des Mandates bildet, z. B. wenn sie aufhört, Mitglied des 
Völkerbundes zu sein2), oder wenn der Zustand eintritt, daß die Be-
völkerung fähig ist, sich selbst zu regieren, weil das Mandat hieran, als 
aufhebende Bedingung, gebunden wurde. Aber all dies bedeutet für 
den Völkerbund kein den Gegenstand des Mandates betreffendes, 
derart freies Verfügungsrecht, wie dieses dem Mandanten begrifflich 
zusteht. 

Im Völkerrecht ist die Analogie des privatrechtlichen Mandates 
nicht unbekannt. Einem solchen Mandate stehen wir z. B. dann gegen-
über, wenn der Staat mit dem Schutze seiner, auf fremdem Staatsgebiete 
weilenden Bürger einen dritten Staat betraut; jedoch die völkerrecht-
liche Institution des Mandates verfügt nicht über die wesentlichsten 
Kriterien des privatrechtlichen Mandates und kann in solchem Sinne 
als Mandat nicht qualifiziert werden. 

!) Ebenso Ha t schek : a. a. 0., S. 57. Umgekehrt B i iesk i : a. a. 0., 

Zeitschrift für Völkerrecht, Bd. X I I , S. 81 und Schücking-Wehberg: 

a. a. 0., S. 700. 

*) Vgl. Schücking-Wehberg: a. a. O., S. 700. S toyanovsky : 
La théorie générale des mandats internationaux, Paris, 1925, S. 54 f. 
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b) Die Analogie der pr ivatrecht l ichen Vormundschaf t er-
blicken in der Institution des völkerrechtlichen Mandates Roug i er 1), 
Pic2), Fauchi l le3 ) , Bentwich 4) und Stoyanovsky s). 

Demgemäß sind die Mandatarmächte Vormünder jener minder-
jährigen Völker, welche noch nicht imstande sind, sich unter den be-
sonders schwierigen Bedingungen der heutigen Welt selbst zu leiten. 

Die Mandatarmacht, als Vormund, leitet die Angelegenheiten des 
Minderjährigen bis zur Erlangung der Mündigkeit, also provisorisch, 
in dessen Interesse und zu dessen Wohle. Das Mandatsgebiet ist das 
Territorium des dort wohnhaften unmündigen Volkes 6), die Souveränität 
ist die des betreffenden minderjährigen Volkes 7), welches jedoch die-
selbe bis zur Erlangung seiner Mündigkeit selbst nicht ausüben kann. 
Der Völkerbund spielt diesen unmündigen Völkern gegenüber, bis zu 
gewissem Grade, die Rolle des Familienrates8), welcher die Tätigkeit 
des Vormundes ständig kontrolliert. 

Diese Konstruktion ruht auf dem Grundgedanken, daß die auf den 
Mandatsgebieten wohnhaften Völker minderjährige politische Nationen 
sind ; hieraus entspringt die vormundschaftliche Eigenschaft der Mandatar-
macht und die vormundschaftsbehördliche Eigenschaft des Völkerbundes. 

Die Vormundschaft bedingt im Privatrecht eine physische Person, 
welche die Rechtsfähigkeit besitzt, welcher aber die Handlungsfähigkeit 
fehlt. Also im Völkerrecht bedingt dieselbe ein politisches Gemeinwesen, 
welches völkerrechtliche Rechtsfähigkeit, aber keine völkerrechtliche 
Handlungsfähigkeit hat. Als solches politisches Gemeinwesen können 
z. B. die unter Protektorat stehenden Staaten betrachtet werden, deren 
Staatlichkeit durch das Völkerrecht anerkannt wird, welche aber keine 
völkerrechtliehe Handlungsfähigkeit haben. 

Der völkerrechtliche Begriff der Vormundschaft bedingt also not-
wendigerweise Staaten, welche aber keine völkerrechtliche Handlungs-
fähigkeit haben. Dort, wo nicht nur die völkerrechtliche Handlungs-
fähigkeit fehlt, sondern das Volk auch keine eigene staatliche Organi-
sation hat, ist keine minderjährige politische Nation vorhanden. Es 
fehlt jenes minderjährige Rechtssubjekt, ohne das die Vormundschaft 
nicht konstruiert werden kann. 

Untersucht man die Rechtslage der Mandatsgebiete von diesem 
Gesichtspunkte aus, so muß ein. Unterschied gemacht werden, einer-

*) Roug ie r : La première Assemblée de la Société des Nations. Revue 
générale de droit international public. X X V I I I . année, 1921, S. 334 ff. 

2) P ic : Le régime du mandat d'après le Traité de Versailles. Revue 
général de droit international public. X X X . année, 1923, S. 330 ff. 

3) Fauch i l l e : Traité de droit international public., Tome Ie r . Première 
Partie, Paris 1922, S. 297 bis 298. 

4) Ben tw i ch : Mandated' Territories: Palestine and Mesopotamia 
(Iraq). The British Year Book of International Law, 1921—22, S. 48 ff. 

6) S toyanovsky : a. a. 0., S. 46 bis 47 und 83 ff. 
») Vgl. P ic : a. a. 0., S. 334. 
') S t oyanovsky : a. a. 0., S. 85. 8) P i c : a. a. 0., S. 334. 
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seits zwischen den mit A, anderseits den mit B und C bezeichneten 
Mandaten. Die unter A-Mandat stehenden „Gemeinwesen" werden 
nach der Satzung als „unabhängige Nationen" provisorisch anerkannt, 
hingegen das Volk der unter B- und C-Mandaten befindlichen Terri-
torien bildet kein „Gemeinwesen", beziehentlich keine „unabhängige 
Nation". Diese Territorien sind zwar keine einfachen Bestandteile des 
Gebietes der Mandatarmacht, auch ihre Bewohner sind keine Staats-
bürger des Mandatarstaates, sondern im Sinne des Beschlusses des 
Völkerbundsrates verfügen diese über einen eigenen politischen Status, 
welcher eben ihre Zugehörigkeit zu den Mandatsgebieten zum Ausdruck 
bringt1). Aber insofern sie eine separate politische Organisation haben, 
ist dies nur die separate Organisation des von der Mandatarmacht über 
sie ausgeübten Imperiums. Wird dieses Imperium als das Recht einer 
Vormundschaftsbehörde qualifiziert und als solches entzogen, so hört 
die separate politische Organisation auf und es bleibt kein separates 
politisches Gemeinwesen, welches der Mandatarmacht als Mündel 
gegenübergestellt werden könnte. 

Es kann also höchstens auf das Volk der A-Mandatsgebiete der 
Begriff der „minderjährigen politischen Nation" und auf Grund dessen 
der Begriff der Vormundschaft angewendet werden2), aber auch auf 
diese nur insofern, als man in jedem Falle des Protektorates die Analogie 
der Vormundschaft erblickt, das nämlich, daß die internationalen An-
gelegenheiten einer über völkerrechtliche Handlungsfähigkeit nicht 
verfügenden minderjährigen politischen Nation an ihrer Statt der das Pro-
tektorat ausübende Staat als Vormund leitet. Es ist hier nur ein neues Mo-
ment und es ist gewiß, daß dasselbe zur Ergänzung der Vormundschafts-
analogie sehr geeignet ist, nämlich die Rolle des Völkerbundes, worin, 
falls man den Begriff der Vormundschaft zugrunde nimmt, mit Recht 
eine Analogie zur Funktion der Vormundschaftsbehörde erblickt werden 
kann. Auf die unter B- und C-Mandaten befindlichen Territorien jedoch 
kann der Begriff der Vormundschaft keineswegs angewendet werden. 

e) Jener Auffassung, welche in der völkerrechtlichen Institution 
des Mandates eine Analogie zur Trust inst i tu t ion des englischen 
Privatrechtes erblickt, begegnet man in der englischen und amerikanischen 
Literatur 3). Dieselbe Auffassung findet man auch in dem von der eng-
lischen Völkerbundsunion unterbreiteten Mandatsentwurf4). 

1) Journ. Off., IV. année, 1923, S. 567 f., 603 f., 658 f. 
2) Ebenso Bonde : (Traité élémentaire de droit international public., 

Paris 1926, S. 265 bis 266) der bei der mit A bezeichneten Kategorie den 
Begriff der Vormundschaft, bei jener mitB und C den des Mandates anwendet. 

3) Vgl. Woo l f : Scope of Mandates under the League" of Nations. Inter-
national Law Association. Reporte of the 29*6 Conference, 1920, S. 131 ff. 
Corbe t t : What is tbe League of Nations? The British Year Book of Inter-
national Law, 1924, S. 134ff. Hyde : International Law chiefly as inter-
preted and applied by the United States. Boston 1922, S. 26. 

4) Actes de la première Assemblée de la S.D. N. 1920 séances plénières, 

S. 738. 

f 
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Das Wesen des Trusteeship besteht darin, daß jemandem (Trustee) 
die Verwaltung eines Vermögens bzw. die Ausübung eines Rechtes 
derart zukommt, daß den Nutzen hievon jemand anderer (Cestui que 
trust) genießt. Der Trustee ist also ein Beauftragter, jedoch seine recht-
liche Stellung unterscheidet sich von dem des Mandatars der kontinen-
talen Rechte. Der Trustee ist mehr als der Mandatar, er ist Eigentümer 
der ihm anvertrauten Güter, jedoch so, daß er den Nutzen davon nicht 
genießt. 

Es ist unzweifelhaft, daß die englische Trusteeship-Institution 
starken Einfluß auf die Ausbildung der völkerrechtlichen Institution 
der Mandate gehabt hat1). Die englischen Staatsmänner haben auch 
schon vorher gerne den Trustbegriff zur Bezeichnung jener Rolle an-
gewendet, welche Großbritannien als kolonisierende Macht spielt. Aber 
dies ist eher von politischer Bedeutung! Die Anwendung des Wortes 
„Trust" auch bei der Institution des Mandates will zum Ausdruck bringen, 
daß die Mandatarmacht die Verwaltung der Mandatsgebiete nicht zu 
seinem eigenen Vorteil ausübt. Aber eine rechtliche Analogie zwischen 
diesen zwei Institutionen kann nicht behauptet werden. 

Wird die Mandatarmacht als Trustee betrachtet, so bildet den Gegen-
stand des Trusteeship die Verwaltung der Mandatsgebiete bzw. jenes 
Imperiums, welches aüf diesem Gebiete über das dort wohnhafte Volk 
ausgeübt wird. Und dasselbe Volk wäre auch der Cestui que trust, der 
den Vorteil des vom Trustee ausgeübten Rechtes genießt. Dies jedoch 
widerspricht dem Trustbegriff, da der Cestui que trust nie derselbe sein 
kann, dem gegenüber der Trustee das den Gegenstand des Trust bildende 
Recht ausübt. Das Rechtsverhältnis des Trustee und des Cestui que 
trust bedingt ein von ihm unabhängiges Recht, dessen Verpflichteter 
der Cestui que. trust nicht sein kann. 

Mit der Institution des Mandates übt die Mandatarmacht das Impe-
rium über das auf dem betreffenden Gebiete wohnhafte Volk aus — dies 
bedeutet ein Rechtsverhältnis zwischen der Mandatarmacht und der 
betreffenden Bevölkerung, aber die Mandatarmacht hinwiederum ist, 
als Trustee, derselben Bevölkerung gegenüber verpflichtet, das Imperium 
zum Vorteile der Bevölkerung auszuüben. Es ist evident, daß es sich 
hier nicht um zwei Rechte bzw. Rechtsverhältnisse handelt, neben 
dem Rechtsverhältnis des Trustee und des Cestui que trust ist kein 
hievon unabhängiges solches Recht, welches den Gegenstand des Trustee-
ship bildet. Es besteht ein Rechtsverhältnis zwischen der Mandatar-
macht und der Bevölkerung; ein Rechtsverhältnis kraft dessen die Man-
datarmacht das Imperium über die Bevölkerung ausübt, jedoch so, 
daß sie verpflichtet ist, bei dessen Ausübimg die Interessen der Bevöl-
kerung. vor Augen zu halten. 

Der Umstand, daß die Satzung des Völkerbundes die voneinander 
abweichenden Begriffe: Mandat, Vormundschaft und Trust gleich-
mäßig anwendet, weist deutlich darauf hin, daß sie mit diesen Ausdrücken 

l) Vgl. Corbet t : a. a. O., S. 133 ff. S toyanovsky : a. a. 0., S. 43 ff. 
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keine präzise Definition der rechtlichen Natur der in Rede stehenden 
völkerrechtlichen Institution geben will. Dér Gebrauch dieser Ausdrücke 
hat rein politischen Zweck bzw. eine solche Bedeutung. Es will damit 
zum Ausdruck gebracht werden, daß hier die Mandatarmacht das Terri-
torium nicht annektiert hat, dasselbe nicht einen einfachen integrie-
renden Teil ihres Gebietes bildet, keinen Vorteil für sie bedeutet; die 
Mandatarmacht hat nur eine Verpflichtung übernommen: eine inter-
nationale Mission, im Interesse des auf dem Gebiete. wohnhaften und 
noch nicht ganz entwickelten Volkes. Die Betonung dessen wiederum 
war nicht nur deshalb, notwendig, um der Forderung der Humanität 
und Gerechtigkeit. Genüge zu leisten, sondern auch deshalb, weil man 
gegen Deutschland nur auf diese Weise die Kolonien bei der Reparations-
frage außer Betracht lassen konnte und nur so dem Anspruch Itahens 
auf entsprechende „territoriale Rekompensation" und überhaupt der 
Forderung nach Beteiligung sämtlicher alliierten und assoziierten Mächte 
an der territorialen Beute das Gegengewicht gehalten werden konnte l). 
Die rechtliche Natur dieser Institution aber muß von diesen Begriffen 
unabhängig bestimmt werden. 

I I . Bei den Mandatsgebieten stehen wir einer neuen Institution 
des Völkerrechtes gegenüber. Gemäß der völkerrechtlichen Verfassung 
ist jeder Staat auf dem eigenen Gebiete souverän, in dem Sinne, daß 
er die Organisation des Imperiums und die Ausübung desselben selbst 
bestimmt. Auf den Mandatsgebieten ist kein in diesem Sinne genommenes 
souveränes Imperium. Hier regelt das Völkerrecht die Grundprinzipien 
der Organisation und der Ausübung des Imperiums, so daß auf diesem 
Gebiet kein souveränes, sondern ein durch das Völkerrecht geregeltes 
Imperium zur Geltung kommt. 

Diese Regelung ist verschieden, einerseits hinsichtlich der unter 
A-Mandaten, anderseits der unter B- und C-Mandaten befindlichen 
Territorien. 

Die Bevölkerung der A-Mandatsgebiete als „unabhängige Nation" 
wird als separates politisches Gemeinwesen organisiert, nebst Unter-
stellung seiner Verwaltung der beratenden und unterstützenden Leitung 
der Mandatarmacht als Bedingung. Die Mandatarmacht hat hier 
doppeltes Recht bzw. doppelte Pflicht: I. die Organisierung als sepa-
rates politisches Gemeinwesen, als primäre und Übergangsfunktion, 
2. die beratende und unterstützende Leitung der Verwaltung des schon 
organisierten Gemeinwesens. 

Der Umfang dieser Rechte und Pflichten wurde in ahen drei Fähen 
des A-Mandates . (Palästina, Syrien, Mesopotamien) verschiedenartig 
bestimmt. 

Mesopotamiens (Iraks) Lage unterscheidet sich von den anderen 
zwei vor allem dadurch, daß hier die Konstituierung zum separaten 
politischen Gemeinwesen — obzwar dieses nach der Entstehung des 

^Mandates bzw. nach dessen Annahme geschehen ist — der Feststellung 

9 Vgl. S toyanovsky : a. a. 0., S. 16 ff. 
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des Mandatstextes seitens des Völkerbundes vorausgegangen ist. Die 
Mandatarmacht hat den Umfang der Schutzherrschaft in dem mit dem 
schon konstituierten separaten Staate geschlossenen Allianzvertrag 
geregelt, welcher Vertrag vom Völkerbundsrat, als Regelung der recht-
lichen Lage der Mandatarmacht gegenüber dem Mandatsgebiete ge-
nehmigt wurde 1). 

Bei Syrien und Palästina ist die Feststellung des Mandatstextes2) 
der Organisierung zum separaten politischen Gemeinwesen voraus-
gegangen. Dieser Umstand kommt natürlich auch im Wortlaute des 
Mandates zum Ausdruck, von welchem hier auch die Frage der Organi-
sierung zum separaten politischen Gemeinwesen geregelt wird und auch 
in Bezug auf dies primäre Recht bzw. diese Pflicht der Mandatarmacht 
Verfügungen enthalten sind. Diese Verfügungen sind in Bezug auf 
Syrien entschiedener und konkreter, als in Bezug auf Palästina 3), was 
mit den verschiedenen Schwierigkeiten der Organisierung bzw. hin-
sichtlich Palästinas mit der für die Juden dort geplanten „nationalen 
Heimstätte" in Zusammenhang steht. 

Zweitens sind auch Verschiedenheiten hinsichtlich der durch die 
Mandatarmacht zu erfolgenden, beratenden und unterstützenden Leitung 
der Verwaltung seihst, also auch hinsichtlich ihrer Schutzherrschaft 
über das schon organisierte Gemeinwesen. 

Trotz dieser Abweichungen ist die durch das Völkerrecht geregelte 
Form der Organisation des Imperiums in allen drei Fällen des A-Man-
dates insofern identisch, daß das Imperium im Rahmen des separaten 
politischen Gemeinwesens •— nebst der beratenden und unterstützenden 
Leitung der Mandatarmacht — durch die Bevölkerung selbst aus-
geübt wird. 

Die Mandatarmacht hat also auf diesen Gebieten nicht das Imperium 
erworben — von der Ausübung des Imperiums ihrerseits kann höchstens 
provisorisch, während der Organisierung zum separaten politischen 
Gemeinwesen, gesprochen werden —, sie übt bloß Schutzherrschaft: 
Protektorat aus. 

Diese Schutzherrschaft aber beruht nicht auf dem Übereinkommen 
zwischen den zwei beteiligten Staaten bzw. (hinsichtlich Iraks) nicht 
nur und nicht in erster Reihe hierauf. Diese Schutzherrschaft ist kein 
auf dem Willen beider interessierten Parteien ruhendes Rechtsverhältnis, 
wie es beim Protektorat gewöhnlich zu sein pflegt, sondern eine sozu-
sagen verfassungsrechtliche Institution des Völkerrechtes. Auf dem 
unter A-Mandat befindlichem Gebiete wird von der Mandatarmacht 
auf Grund der Verfügung der völkerrechtlichen Verfassung ein durch 
das Völkerrecht geregeltes Protektorat ausgeübt. In diesem Sinne — 

9 Journ. Off. V. année 1924, S. 1314 ff., 1346ff. Vgl. M i l l o t : Le mandat 
anglais pour Irak. Revue générale de droit international public. 32. année 1925, 
S. 78 ff. Corbet t : a. a. 0., S. 128 ff. 

2) Journ. Off. I I I . année 1922, S. 1007 ff. 
3) Siehe den 1. Abschnitt des Syrischen Mandates. Journ. Off. I I I . année 

1922, S. 1013. 
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und nicht als von einer Analogie des privatrechtlichen Mandates — 
kann hier von einem internationalen Auftrag die Rede sein. 

Anders ist die Lage bei den unter B- und C-Mandaten befindlichen 
Territorien. Hier erwirbt die Mandatarmacht auf Grund eines inter-
nationalen Auftrages laut Verfügung der völkerrechtlichen Verfassung die 
Ausübung des Imperiums. Dies erhellt deutlich aus dem Wortlaute 
der einzelnen Mandate, demgemäß: „La Puissance mandataire aura 
pleins pouvoirs d'administration et de législation sur les contrées faisant 
l'object du mandat" und laut dessen: „ces contrées seront administrées 
selon la législation de la Puissance mandataire comme partie intégrante 
de son territoire"1). 

Da das Wesen des Gebietserwerbes der Erwerb des Imperiums 
auf dem betreffenden Gebiete bildet, stehen wir bei der unter B- und 
C-Mandaten stehenden Territorien eines Gebietserwerbes gegenüber, 
nicht so wie bei den unter A-Mandat befindlichen, wo es sich nicht um 
Gebietserwerb, sondern um die Konstituierung eines neuen — wenn 
auch primitiven — Staates handelt, mit der gleichzeitigen Stellung 
des betreffenden Gemeinwesens unter das Protektorat des fremden 
Staates. 

Diese Gebietserwerbung aber ist von spezieller Natur. Gerade dieses 
spezielle Moment ist es, welches einerseits die mit A, anderseits die mit 
B und C bezeichneten Mandate zu zwei verschiedenen Formen derselben 
Rechtsinstitution macht. Die Mandatarmacht nämlich erwirbt auf dem 
Territorium der mit B und C bezeichneten Mandatsländer nicht ein 
souveränes Imperium, sondern ein vom Völkerrecht geregeltes Imperium, 
dessen Zweck und auch Ausübungsart teils durch die Satzung des Völker-
bundes, teils durch den Text des betreffenden Mandates im vorhinein 
festgestellt wurde. Die privatrechthche Analogie dieser Gebietserwerbung 
bildet der Fall, da ein inhaltlich beschränktes Eigentumsrecht, be-
ziehentlich ein solches Grundstück erworben wird, rücksichthch dessen 
die Rechtsordnung aus öffentlichem Interesse ein stark beschränktes 
Eigentumsrecht speziellen Inhaltes statuiert. Dies ist der Fall z. B. 
bei den staathchen Ansiedlungen, wo bezüglich des Grundstückes nur 
ein inhaltlich beschränktes Eigentumsrecht erworben werden kann 
und wo der Eigentümer verpflichtet ist, in dem Siedlungsort zu wohnen, 
dort bestimmte Investitionen zu bewerkstelligen, die Liegenschaft auf 
festgestellte Art zu bebauen usw. Wie der Ansiedler auch trotz jeder 
inhaltlichen Beschränkung seines Eigentumsrechtes Eigentümer ist, 
so ist auch das unter B- und C-Mandat befindliche Territorium das eigene 
Gebiet der Mandatarmacht, da doch dort sein Imperium ausgeübt 
wird. Jedoch mit Rücksicht darauf, daß gegenüber dem auf den übrigen 
Teilen des Staatsgebietes ausgeübten souveränen Imperium hier ein 
völkerrechtlich geregeltes und inhaltlich gebundenes Imperium zur 
Geltung kommt, so ist es natürhch, daß dieses Territorium gegenüber 
den üh .l0en Teilen des Staatsgebietes nicht nur von staatsrechtlichem, 

1) Letztere Verfügung kommt allein im Texte des englischen Mandates 
über Ostafrika nicht vor. Vgl. Journ. Off. II I . année 1922, S. 865 ff. 
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sondern auch von völkerrechtlichem Gesichtspunkt aus eine gewisse 
Sonderstellung hat. Diese Sonderstellung — sie bedeutet gar nicht 
eine von der Mandatarmacht verschiedene separate Staatlichkeit — 
kommt zum Ausdruck in dem separaten politischen Status der Bewohner 
der B- und C-Mandatsgebiete, welcher Status von der Staatsangehörigkeit 
der Mandatarmacht verschieden ist1). 

Das von der Mandatarmacht ausgeübte Protektorat, beziehentlich 
Imperium, ist nicht nur inhaltlich gebunden, sondern auch zeitlich 
beschränkt. Bei den unter A-Mandat befindlichen Territorien lautet 
es ausdrücklich, bei den B und C bezeichneten stillschweigend nur 
auf die Dauer, solange das auf dem betreffenden Gebiete wohnhafte 
Volk - sich selbst nicht regieren kann. Die Übertragung ist hieran als 
aufhebende Bedingung gebunden. 

Das auf dem Mandatsgebiete zur Geltung gelangende Protektorat, 
beziehentlich Mandat ist nicht nur eine völkerrechtlich geregelte, aber 
auch zugleich eine völkerrechtlich kontrollierte Macht. Die Mandatar-
macht muß jährlich dem Völkerbundsrat über das ihr anvertraute 
Gebiet Bericht erstatten und die Verwaltung steht teils auf Grund dieser 
Berichte, teils auf Grund der von den Bewohnern vorgelegten Petitionen 2), 
unter ständiger Kontrolle des Völkerbundsrates. 

Mit dieser die Souveränität ausschließenden völkerrechtlichen 
Regelung der Macht des Mandatarstaates steht auch im Zusammenhange, 
daß, wenn ein Streit entsteht zwischen der Mandatarmacht und dem 
einen oder anderen Mitgliedstaate des Völkerbundes hinsichtlich Aus-
legung oder Anwendung der Mandate, so ist dieser Streit — falls er im 
Verhandlungswege nicht geschlichtet werden könnte — dem Ständigen 
Internationalen Gerichtshof zu unterbreiten. Die Mandatarmacht ist 
also hinsichtlich Ausübung der Herrschaft der Gerichtsbarkeit des 
Ständigen Internationalen Gerichtshofes unterworfen. 

Somit ist die vielumstrittene Frage, wer auf dem Mandatsgebiete 
Souverän sei, gegenstandslos. Für die rechtliche Lage dieser Territorien 
ist gerade der Umstand charakteristisch, daß es hier kein souveränes 
Imperium gibt. Ebenso, wie in Bezug auf die Ansiedlungen die Frage 
nicht aufgeworfen werden kann, wer der unbeschränkte Eigentümer sei, 
indem der Ansiedler nur ein Eigentumsrecht gebundenen Inhaltes hat. 

Die Rechtsinstitution des Mandates ist eine verfassungsrechtliche 
Institution im Völkerrecht, welche nicht auf dem Willen der Mandatar-
macht als solcher beruht. Auf dem Willen der Mandatarmacht basiert 
nur die Annahme des völkerrechtlich geregelten Protektorates bzw. 
Imperiums. Dieser Wille kommt im Mandate, als dem völkerrechtlichen 
Vertrage zwischen der Mandatarmacht und dem Völkerbunde, zum 
Ausdruck. 

Es ist keine alleinstehende Erscheinung, daß gewisse Fragen der 
Organisation und Ausübung der Staatsgewalt durch das Völkerrecht 

U Journ. Off., IV. année 1923, S. 604. Vgl. S t oyanovsky : a. a. 0., 
S. .90 ff. Schücking-Wehberg: a. a. 0., S. 695 ff. 

.2) Siehe über dieses Petitionsrecht: S toyanovsky : a. a. 0., S. 146 ff. 

I 
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geregelt, sogar auch unter völkerrechtliche Kontrolle gesteht werden. 

Dies ist der Fall z. B. bei den auf den Schutz der Minoritäten bezüglichen 

völkerrechtlichen Verträgen. Hiedurch wird aber der auf dem 

Souveränitätsprinzipe beruhende staatsrechtliche Charakter der Organi-

sation des Imperiums nicht aufgehoben. 

Diesen Fähen gegenüber gewinnt bei der völkerrechtlichen Rechts-

institution des Mandates die Organisation des Imperiums in ihrer Totahtät 

eine das Souveränitätsprinzip ausschließende völkerrechtliche Regelung. 

Die inneren Rechtsquellen können nur auf Grund der völkerrechtlichen 

Regelung und im Rahmen derselben Recht setzen. Ähnlich ist die Situa-

tion auf dem Saargebiete, wo ebenfalls ein völkerrechtlich geregeltes 

Imperium ausgeübt wird; jedoch dieser Fall unterscheidet sich von der 

Institution des Mandates wesentlich 1. darin, daß hier die Ausübung 

des völkerrechtlich geregelten Imperiums in den Wirkungskreis einer 

vom Völkerbund erwählten Kommission, also eines völkerrechtlichen 

Qrgans überwiesen ist ; 2. und besonders darin, daß auf das Saargebiet, 

rechtlich die Gebietshoheit Deutschlands, als nudum ins bestehen bheb, 

so daß hier das völkerrechtlich geregelte Imperium auf fremdem Gebiete 

zur Geltung gelangt, ebenso wie Österreichs und Ungarns Imperium 

in Bosnien-Herzegowina vor der Annexion im Jahre 1908. 

c 


